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U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Zugestellt am
11° I\IOV„ 1966
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Beklagte und Revisionsbeklagtea

Der 120 Senat des Bundessozialgerichts hat 0 h n e

mündliche Verhandlung am 230 September 1966 durch

Senatspräsident R a a c k

— Vorsitzender -

Bundesrichter S c h m i d t h a l s
Bundesrichter Dr„F r i e d e r i c h s

Bundessozialrichterin 8 k o w r o n e k
Bundessozialrichter Dr° G e b e r

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

BaYerischen Landessozialgerichts vom 119 Dezember

1962 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten°
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H

Die im Jahre 1899 geborene Klägerin beantragte im Dezember
1955 die Gewährung von Hinterbliebenenrente aus der Versid1e-

rung ihres früheren, am 27„ Juni 1946 verstorbenen Ehemannes

Maximilian K-------;;1 Ihre im Jahre 1919 geschlossene Ehe mit dem

Versicherten ist durch Urteil des Landgerichts Kempten vom
266 Mai 1930 aus dem Alleinverschulden des Mannes rechts—

kräftig geschieden worden° Ihr früherer Ehemann hat später

wieder geheirateto Er war zuletzt Obersturmbannführer der

Waffen—SS und Kommandant des KZ-Lagers Dachau„ Nach Kriegs—

"untergetaucht"; einen Tag nach seinerende war er/zunächst

Verhaftung wurde er am 273 Juni 19M6 in der Zelle des Amts—
gerichtsgefängnisses Schwabach tot aufgefunden„ Ob die zweite

Ehefrau des Versicherten noch lebt, ist unbekannt„ Nach An—

gaben der Klägerin hat das Oberlandesgericht Berlin ein Unter—

hältsurteil erlassen, auf Grund dessen ihr früherer Ehemann

bis März 1945monatlich 5o,——BMfür sie an die Stadtsparkasse
Füssen überwiesen hat; Die Beklagte lehnte durch Bescheid vom
160 März 1960 den Antrag der Klägerin mit der Begründung ab,

eine Unterhaltspflicht habe weder nach den Vorschriften des
Ehegesetzes (EheG) noch aus sonstigen Gründenzmr Zeit des

Todes des Versicherten bestanden; im letzten Jahr vor dem

Tode sei auch kein Unterhalt geleistet werden°

»Das Sozialgericht (SG) hat durch Urteil vom 18„ Januar 1961 die

Klage abgewiesen„ Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung
der Klägerin gegen das Urteil des SG zurückgewiesen; es hat die

Revision zugelassen (Urteil vom 110 Dezember 1962)°

Gegen das Urteil hat die Klägerh Revision eingelegt„ Sie rügt

vor allem, das Berufungsgericht habe die Bestimmungen der @@58,

59 EheG verkannt; außerdem habe das LSG @ 103 des Sozialgerichts—-

gesetzes (SSG) verletzt° ‘
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Die Klägerin beantragt sinngemäß, die Urteile des Bayerischen

LSG vom 11° Dezember 1962 und des SG Augsburg vom 18° Januar

1961 sowie den Bescheid der Beklagten vom 160 März 1960 und
den Widerspruchsbescheid vom 3„ Januar 1962 aufzuheben und

die Beklagte zu verurteilen, ihr ab 1„ Januar 1956 eine

Witwenrente zu zahlen°

Die Beklagte beantragt‚ die Revision Zurückzuweiseno Sie hält

das angefochtene Urteil für richtige

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°

III

Die Revision ist unbegründet°

Dem LSG ist darin beizupflichten, daß der Anspruch der Klä-

gerin auf Rente aus der Versicherung ihres früheren Ehemannes

weder für die Zeit vom 1° Januar bis 510 Dezember 1956 noch
für die Zeit vom 10 Januar 1957 an begründet ist°

Der Anspruch der Klägerin auf "Witwenrente" für die Zeit vom
10 Januar 1956 bis 310 Dezember 1956 beurteilt sich nach
@ 1256 Abs° 4 der Reichsversicherungsordnung (RVG) aF. 5 1265

EVO idF des Arbeiterrehtenversicherungs—Neuregelungsgesetzes

(ArVNG) vom 250 Februar 1957 (BGBl I 45) ist zwar gemäß Arto 2
@ 19 ArVNG auch dann anzuwenden9 wenn der frühere Ehemann vor

dem Inkrafttreten des ArVNG, aber nach dem 30; April 1942
gestorben ist; jedoch ist ein Anspruch auf Rente, der aus

5 1265 EVO hergeleitet wird‚ erst vom Inkrafttreten des

ArVNG am 10 Januar_1957 an begründet (Art„ 2 5 25 Abs„ 2,
Art° } $ 8 ArVNG)° Die in 5 1265 Satz 2 EVO idF des Renten-

versicherungs-Änderungsgesetzes (RVÄndG) vom 90 Juni 1965
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(BGBl I 476) geschaffenen erleichterten Voraussetzungen gelten

nur für Vasicherungsfälle‚ die nach dem 51„ Dezember 1956 ein—

getreten sind (Art° 1 5 1 Nro 27 und Art" 5 5 4 Abs„ 2 Buchst° a
RVÄndG), so daß diese Vorschrift als Grundlage für den von der
Klägerin erhobenen Anspruch ausscheideto Der Anspruch der Klä-

gerin auf Hinterbliebenenrente für die Zeit vom 1. Januar 1957

an richtet sich nach 5 1265 RVO idF des ArVNGD‘

‚Nach @ 1256 Abs° 4 EVO aF, der
insoweit

mit 5 1265 Satz 1 RVO
erste Alternative übereinstimmt, gehört zu den gesetzlichen

Voraussetzungen für die Gewährung einer Hinterbliebenenrente

an die geschiedene Ehefrau, daß ihr der Versicherte nach den

Vorschriften des EheG zur Zeit des Todes Unterhalt Zu leisten

hatte° Entgegen der Ansicht der Revision hat das LSG zu Recht

angenommen, daß es an dieser Voraussetzung fehlt° Für den am

270 Juni 1946 eingetretenen_Versicherungsfall kommt das Unter—

haltsrecht des am 10 März 1946 in Kraft getretenen EheG vom

200 Februar 19A6 (EheG) zur Anwendung (BSG 5, 276 ff)„ Soweit
die Revision sich darauf beruft, das LSG habe die Bedeutung der

Vorschriften der @@58, 59 EheG und die sich aus ihnen ergebenden

Regeln der Beweislast Verkannt‚ gehen ihre Ausführungen fehl°
V

Es trifft Zwar
zu‚ daß im Unterhaltsprozeß der geschiedenen

Frau gegen ihren früheren Ehemann vor den Zivilgerichten nach

den bürgerlich—rechtlichen Grundsätzen die den Unterhalt be—

.gehrende.Klägerin ihre Bedürftigkeit, also den Mangel an Eine
künften und Arbeitseinkommen, und der in Anspruch genommene_‘

Beklagte seine Leistungsfähigkeit zu beweisen haben (vglo_

Palandt, BGB, 25° Aufi„‚ EheG @58 An'.m°5)„ Diese Grundsätze
'finden in den Verfahren vor den Gerichten der Sozialgerichts-

barkeit aber keine Anwendung für die Beurteilung, ob die in

es 1256 Abs„ 4 EVO aF‚ @ 1265 Satz 1 EVO aufgestellte Voraus—

setzung erfüllt ist, daß der Versicherte der geschiedenen Ehe—

frau nach den Vorschriften des EheG zur Zeit des Todes Unterhalt"

zu leisten hatte„ Das Bundessozialgericht (BSG) hat bereits in
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seinem Urteil vom 23„ August 1956 (BSG 3‚ 197 ff) ent—

schieden, daß der Gesetzgeber in 5 1256 Abs° 4 RVG aF

durch die Worte "Unterhalt zu leisten hatte" an die Fas—

sung des 5 58 EheG"hat zu gewähren" und des © 59 EheG
"braucht nur 000 zu leisten" anknüpfto Dadurch komme zum
Ausdruck, daß die Rentengewährung an eine geschiedene Frau

von der 5995?9392‚ff33992 des Mannes zur Unterhaltsleistung

abhängt ($5 58, 59 EheG)o Für das Vorliegen der im Gesetz
aufgestellten Anspruchsvoraussetzung, daß der Versicherte

der geschiedenen Ehefrau zur Zeit seines Todes Unterhalt

nach den Vorschriften des EheG zu leisten hatte, genügt

dannach weder der Schuldausspruch des Scheidungsurteils

noch der Nachweis der Bedürftigkeit der geschiedenen Frau,

vielmehr muß auch die Unterhaltsfähigkeit des Versicherten

nachgewiesen sein„ Zu den anspruchsbegründenden Tatsachen

auf Zahlung von Witwenrente nach 551256 Abs„ 4 BVG aF,

1265Satz 1 avo gehört also auch, daß der Versicherte
zur Zeit sdnes Todes zur

Unterhaltsgewährung
an die Klä—

gerin fähig war, wie es das LSG angenommen hat°

Zwar trifft die Klägerin für das Vorliegen dieser anspruchs—
begründenden Tatsache nicht die Beweislast im Sinne einer

"Beweisführungslast"; vielmehr hm;das LSG als Tatsachen—
gericht den Sachverhalt von Amts wegen Zu erforschen,

ohne an das Vorbringen und die Beweisanträge der Betei-

ligten gebunden zu sein (@ 103 SGG)° Durch Ausschöpfung

aller Möglichkeiten? den Sachverhalt zu erforschen, hat

es sich davon zu überzeugen, ob und welche Tatsachen, die

das Gesetz für die begehrte Rechtsfolge verlangt, vorliegen

oder nicht° Die anspruchsbegründenden Tatsachen müssen aber

bewiesen sein° Für ihr Vorliegen muß, wie das BSG in seinem

Urteil vom 290 März 1963 (BSG 19, 52 ff) bereits entschieden
hat‚ ein solcher Grad von Wahrscheinlichkeit bestehen„ daß

sich vernünftigerweise die richterliche Überzeugung hierauf
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gründen kann; fehlt es trotz Ausschöpfung aller Möglichkeiten,

den Sachverhalt von Amts wegen zu erforschen, an dieser Wahr—
scheinlichkeit, so sind die Folgen der objektiven Beweislosig-

keit von demjenigen Beteiligten zu tragen, der aus den fest-

stellungsbedürftigen, aber nicht bewiesenen Tatsachen ein Recht

herleiten will° In diesem Sinne gibt es in Angelegenheiten der

Sozialgerichtsbarkeit den von dem Grundsatz der "Beweisführungs«

last" zu unterscheidenden Grundsatz der objektiven oder materiel—
len Beweislast oder Feststellungslast. Der Anspruch auf "Witwen—

rente" ist demnach entgegen der Auffassung der Revision unbe—
gründet, wenn nicht bewiesen ist, daß der frühere Ehemann zur

Zeit seines Todes nach seinen Einkonmens— und Vermögensverhält—

nissen zur Leistung von Unterhalt an die Klägerin fähig war"

.Von diesen Grundsätzen ist auch das LSG in dem angefochtenen

Urteil ausgegangen° Soweit die Revision rügt, das LSG hätte

von Amts wegen prüfen müssen, ob die Voraussetzungen des 5 59

EheG tatsächlich gegeben gewesen seien, so kann in diesem Vor—

bringen die Rüge erblickt werden, das Berufungsgericht habe

seiner Pflidt, den Sachverhalt von Amts wegen zu erforschen

(@ 103 SGG) deshalb nicht genügt, weil es nicht alle Mittel

ausgeschöpft habe für die Feststellung, ob der Versicherte

zur Zeit seines Todes zu Unterhaltsleistungen an die Klägerin

fähig gewesen ist oder nicht, Diese Rüge kann aber nicht beach-

tet werden, weil sie unzulässig ist; denn sie ist nicht in der

gesetzlich vorgeschriebenen Form des 5 164 Abs, 2 Satz 2 SGG
erhoben° Nach dieser Vorschrift muß die Revisionsbegründung,

soweit Verfahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen und Beweis—

mittel bezeichnen, die den Mangel ergeben° Bei der Rüge mangeln-

der Sachaufklärung ist dieser Vorschrift jedoch nur genügt, wenn

nicht nur dargelegt ist, auf Grund welcher Umstände das LSG sich

hätte gedrängt fühlen müssen, weitere Ermittlungen anzustellen,

sondern auch in welcher Richtung Ermittlungen im einzelnen hätten

vorgenommen werden müssen (BSG in SozR SGG 5 103 Nr° 14); Die

Revision hat aber keine tatsächlichen Angaben darüber gemacht,
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in welcher Weise das LSG darüber weitere Ermittlungen hätte

treffen können, ob der Versicherte zur Zeit seines Todes ‘
Einkommen oder Vermögen gehabt hat, aus dem er der Klägerin

hätte Unterhaltsbeiträge leisten können° Die Revision gibt

vielmehr selbst an, daß der Versicherte seit Ende des Krieges

"untergetaucht"
gewesen sei, unter falschem Namen gelebt habe,

und daß es unbekannt sei, welche Tätigkeiten er bis zu seinem

Tode am 270 Juni 1946 ausgeübt und ob er Einkommen und Ver—
mögen gehabt hate Allerdings beruft sie sich auch darauf,

der Versicherte sei bis zum 26° Juni 1946 auf freiem Fuß

gewesen, und wenn auch nicht bekannt Sei, welche Tätigkeit

er bis zu seinem Tode ausgeübt habe‚ so könne aus diesen

Umständen doch nicht sicher geschlossen werden‚ daß er

während dieser Zeit über keinerlei Einkommen oder Ver-

mögen verfügt habea Die Lebenserfahrung spreche dafür,

daß es ihmg da er ja auch habe leben müssen‚ in der RM—

Zeit leicht möglich gewesen sei, auch als untergetauchter

SS—Führer soviel Geld zu verdienen, um seiner geschiedenen

Ehefrau monatlich 50,-— RM Zu zahlen; eine solche Zahlung

sei mit Sicherheit nur deshalb unterblieben, weil der Ver—

sicherte seinen damaligen Aufenthaltsort nicht habe ver-

raten wollen° Selbst wenn er nur 10‚-— RM monatlich an

Unterhalt hätte leisten können, wäre er zu dieser Zahlung

verpflichtet gewesen; das Berufungsgericht habe unzuläs—

sigerweise vermutet, wo zu beweisen gewesen wäre; mit"Wahr—

scheinlichkeit" oder "großer Wahrscheinlichkeit" könne das
Vorliegen der Voraussetzungen des Ausnahmetatbestandes des

5 59 EheG nicht begründet werden°

Mit diesem Vorbringen wendet die Revision sich in Wahrheit

gegen die Beweiswürdigung des Berufungsgerichts° Sie rügt

eine Verletzung des 5 128 Abs° 1 Satz 1 SGG, der vor—
schreibt‚ daß das Gericht nach seiner freien, aus dem

Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung ent—

scheidet° Das Tatsachengericht ist indessen in der Würdi-
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gung der erhobenen Beweise und in der Beurteilung des Gesamt—

ergebnisses des Verfahrens grundsätzlich frei; Das Revisi0ns—l

gericht kann nur prüfen, ob das LSG die Grenzen seines Rechts

der freien Beweiswürdigung überschritten hat, ob es also ins—

_besondere willkürlich verfahren ist, wesentliche Ergebnisse des

,
Verfahrens unberücksichtigt gelassen, Erfahrungssätze verletzt,

>gegen die Denkgeset2e verstoßen oder die Beweisgrundsätze verkannt

hat, Derartige Mängel im Verfahren des Berufungsgerichts liegen

jedoch nicht vor, .}

Zu Unrecht macht die Revision dem LSG zunVorwurf,
es habe seine

Überzeugung auf die bloße eigene Vermutung von Tatsachen gestützt,

obgleich es nur von bewiesenen Tatsachen hätte ausgehen dürfen°

Wenn das LSG ausgefüurt hat, der seit März 19ä5 bestehende wirt—
schaftliche Zustand, nämlich das Nichtvermögen zu irgendeiner

Unterhaltsleistung an die Klägerin, habe mit großer Wahrschein—

lichkeit über die ganze Zeit hinweg, in der der frühere Ehemann

der Klägerin in der Illegalität gelebt habe, bis zur Inhaftierung

bestanden, und er hätte bei den gegen ihn zu erwartenden Straf—

maßnahmen noch lange Zeit weiterbestanden, so hat es damit dar»

gelegt, daß es von der Wahrheit dieser Tatsache überzeugt gewesen

ist, sie also für bewiesen gehalten hat, Da für das Berufungs==

gericht keine Möglichkeit bestanden hat, durch Erhebung von

BeWeisen aufzuklären, in welchen Lebensverhältnissen der Ver-

sicherte in der Zeit nach dem Zusammenbruch der nationalsoziali—

stischen Gewaltherrschaft bis Zu seiner Verhaftung gelebt hat,

mußte es in freier Beweiswürdigung darüber entscheiden, ob er

in dieser Zeit zu Unterhaltsleistungen an die Klägerin fähig war

oder nicht° Um die Tatsache des Unvermögens zur Unterhaltsgewäh—

rung als bewiesen anzusehen, brauchte ihr Vorliegen zur Über—

zeugung des Gerichts nicht mit Sicherheit oder mit einer jeden

Zweifel ausschließenden Gewißheit festzustehen° Es genügte viel—

mehr, daß für das Gericht ein der Gewißheit nahekommender Grad

der Wahrscheinlichkeit bestanden hat (BSG ?, 103, 106), also ein

so hoher Grad von Wahrscheinlichkeit, wie er bei möglichst '
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erschöpfender und gewissenhafter Anwendung der vorhandenen

Erkenntnisquellen möglich ist (RG162„ 223; 163, 524)„ In
Übereinstimmung mit diesen Grundsätzen hat das LSG mit Recht

dafür„ daß es die anspruchsbegründende Tatsache der Unter—

haltsfähigkeit des geschiedenen Ehemannes zur Zeit seines

Todes nicht für bewiesen erachtet hat, hervorgehoben, daß

hierfür die "größte Wahrscheinlichkeit" spreche°

Zu Unrecht meint die Revision auch, das LSG habe bei seiner

Beweiswürdigung gegen einen Erfahrungssatz verstoßen° Ob der

Versicherte in der Zeit von Kriegsende bis zu seiner Verhaf—

tung Vermögenswerte oder Einkünfte hatte, von denen er der

Klägerin Uhterhaltslei5tungen hätte gewähren können‚oder ob

r von anderen versteckt gehalten und ledigliéh selbst unter-

halten worden ist; läßt sich nach den Grundsätzen der allge—

meinen Lebenserfahrung des täglichen Lebens nicht bestimmen°

Es gibt einen Erfahrungssatz weder in der einen noch in der

anderen Fichtung‚ weil sowohl das eine wie das andere mög—

lich erscheint° Das LSG war also nicht gehindert‚ aus der

Gesamtheit der gegebenen Tatsachen in freier Eeweiswürdigung

als bewiesen anzusehen, daß der frühere Ehemann der Klägerin

zu Unterhaltsleistungen zur Zeit seines Todes nicht fähig war„

Daß das LSG hierbei wesentliche Ergebnisse des Verfahrens un-

berücksichtigt gelassen hat oder willkürlich verfahren ist‚

ist von der Revision selbst nicht vorgetragen worden°

Da die Revision in bezug auf die tatsächlichen Feststellungen

des ISG keine zulässigen und begründeten Revisionsgründe vor—

gebracht hat‚ ist das Revisionsgericht an diese tatsächlichen

Feststellungen gemäß @ 163 SGG gebunden° Ist nach diesen tat—

sächlichen Feststellungen des LSG aber davon auszugehen, daß

der frühere Ehemann nicht fähig war, der Klägerin Unterhalt

zu gewähren, so ist es auch zutreffend zu dem Ergebnis gelangt,

daß der Versicherte ihr nach den Vorschriften des EheG zur Zeit

seines Todes Unterhalt nicht zu leisten hatte° Mit Recht hat

hierbei das LSG lediglich die Einkommens— und Vermögensverhält-
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’ nisse des Versicherten
in der Zeit nach Kriegsende bis zu seinem

Tode berücksichtigt, da unter dem Begriff "zur Zeit des Todes",

‚in der eine Unterhaltspflicht des Versicherten gegenüber-der

früheren Ehefrau bestanden haben muß, der letzte wirtschaft—

liche Dauerzustand vor dem Tode des Versicherten zu verstehen

ist (BSG in SozR EVO 5 1265 Nr, 22), und dieser letzte wirt--
schaftliche Dauerzustand des Versicherten dadurch bestimmt

gewesen ist, daß er "untergetaucht" und sein Aufenthalt unbe-
kannt war, und daß — wie das LSG als bewiesen angesehen hat «
bei der Stellung des Ehemannes der Klägerin als Kommandant des.

KZ—Lagers Dachau durch das Kriegsende und den Zusammenbruch des

Dritten Reiches seine Einkommens- und Vermögensverhältnisse so
grundlegend verändert waren, daß er kein Einkommen und Vermögen

gehabt hat° ’

‘Die Revision beruft sich aber ferner darauf, es komme bei der

Prüfung der Leistungsfähigkeit des zum Unterhalt Verpflichteten

_nicht entscheidend darauf an, ob dieser sein Vermögen oder seine
bisherige Existenz verloren habe; er sei vielmehr gehalten, ohne

Rücksicht auf seine frühere Existenz und sein bisheriges Ver—

mögen seine Arbeitskraft voll einzuset2en, um seiner Unterhalts=
pflicht Genüge leisten zu können; er müsse sich daher sämtliche

Einkünfte anrechnen lassen, die er bei voller Ausnutzung seiner

Arbeitskraft hätte erzielen können; angesichts des Arbeitskräfte—

mangels, der im Jahre 1946 bestanden habe, hätte der "unter-

getauchte" geschiedene Ehemann der Klägerin jederzeit eine

Arbeitsstelle als landwirtschaftliche Hilfskraft oder Hand-

langer finden können„— Nach den Grundsätzen, die im Unterhalts—

recht des bürgerlichen Rechts und des EheG gelten, entfällt

die Unterhaltsfähigkeit des zum Unterhalt Verpflichteten zwar
grundsätzlich nicht, wenn er es unterläßt, einer ihm zumutbaren

Erwerbstätigkeit nachzugehen, und wenn er allein aus diesem

Grunde über kein Einkommen verfügt, von dem er Unterhaltsbei-

träge an die geschiedene frühere Ehefrau leisten könnte (Palandt,

BGB, 25, Aufl„ EheG @59 Anm° 4; Sörgel/Siebert, BGB, 9, Aufl„,
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EheG @58 Anmu 7; Köhler, Handbuch des Unterhaltsrechts,
@ 9 so 24; Brühl, Unterhaltsrecht, 2„ Aufl., 5° 173 ff)„

.Ob diese Grundsätze auch im Rahmen des 5 1256 Abs° # EVO aF,
@ 1265 Satz 1 EVO zu gelten haben, braucht der Senat hier

nicht abschließend zu entscheiden; denn dafür‚ daß diese

Voraussetzungen vorliegen, fehlt es an jedem Anhalt° Nach

dem eigenen Vorbringen der Revision ist unbekannt, wo der

geschiedene Ehemann sich in der Zeit seit Kriegsende bis‘

zu seiner Verhaftung im Juni 1946 aufgehalten hat, insbe—
sondere ist unbekannt, ob er einer Erwerbstätigkeit nach—

gehen konnte und nachgegangen ist und daraus Einkünfte hatte;

oder ob er zeB„ aus gesundheitlichen oder anderen Gründen

keine entlohnte Arbeit verrichten konnte und verrichtet

hat und somit kein Erwerbseinkommen hatte° Danach sind
selbst nach dem Vorbringen der Revision keine Feststel-

lungen mehr darüber möglich, ob der Versicherte es unter-

lassen hat‚ einer ihm zumutbaren Arbeit nachzugehen, und

ob er allein aus diesem Grunde über kein Einkommen verfügt

hat, von dem er der Klägerin Unterhalt hätte leisten können°

Die Unterhaltsfähigkeit des Versicherten würde aber entweder

die Feststellung voraussetzen, daß er zur Zeit seines Todes

ein zur Unterhaltsgewährung an die Klägerin ausreichendes

Einkommen gehabt hat oder aber, daß er es unterlassen hat,

einer ihm zumutbaren Erwerbstätigkeit nachzugeheno Für beide

Voraussetzungen lassen sich die notwendigen, tatsächlichen

Feststellungen nach den eigenen Darlegungen der Revision

nicht mehr treffen‚ so daß auch dieser Gesichtspunkt eine

von der Entscheidung des LSG abweichende Beurteilung nicht

rechtfertigt°

Da es somit an der Voraussetzung fehlt‚ daß der Versicherte

der Klägerin zur Zeit seines Todes nach den Vorschriften des

EheG Unterhalt zu leisten hatte, sind die Vorausset2ungen für

den Anspruch auf eine "Witwenrente" nach 5 1256 Abs° 4 EVO aF
nicht erfüllt‚ so daß das LSG den von der Klägerin erhobenen
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‘Anspruch für die Zeit vom 10 Januar bis 31, Dezember 1956 mit

Recht abgelehnt hat.. '

Das LSG hat aber auch den Anspruch der Klägerin auf Hinter-
Abliebenenrente gemäß 5 1265 Satz 1 EVO für die Zeit vom
1° Januar 1957 an zutreffend abgelehnt° Nach der ersten Alter—

natiVe dieser Vorschrift erhält eine frühere Ehefrau des Ver—

sicherten, deren Ehe mit ihm geschieden ist, nach dessen Tode

Rente, wenn ihr der Versicherte zur Zeit seines Todes Unterhalt

nach den Vorschriften des EheG zu leisten hatte° Daß diese An—

spruchsvoraussetZungen nicht erfüllt sind, ist bereits dar—

gelegt° Die Revision meint, der Versicherte habe der Klägerin

zur Zeit seines Todes Unterhalt aus sonstigen Gründen zu leisten

gehabt, und zwar auf Grund des vollstreckbaren Unterhaltsurteils,

daseänen sonstigen Grund im Sinne des 5 1265 Satz 1 EVO zweite

Alternative darstelle° Mit Recht hat aber das LSG auch die Er?

füllung dieser AnSpruchsvoraussetzungen als nicht gegeben ange—

sehene Wie der Große Senat des BSG inzwischen durch seinen

Beschluß vom 270 Juni 1965 (BSG 20, 1 ff = SozR EVO 5 1265

Nr° 17 = NJW1964, 1093) entschieden hat, ist ein vollstreck—
barer Unterhaltstitel ausnahmsweise dann kein sonstiger Grund

im Sinne des 5 1265 Satz 1 EVO zweite Alternative, wenn der

Versicherte zur Zeit seines Todes die Wirkungen des Titels

nach den Grundsätzen der @@323, 767 der Zivilprozeßordnung'
hätte beseitigen können° Diese Voraussetzungen sind aber nach

den tatsächlichen Feststellungen des LSG gegeben, weil der

Versicherte zur Zeit seines Todes kein Einkommen und kein Vera

mögen besessen hat° Schon aus diesem Grunde kann das Unterhalts-°
' urteil, dessen Vorliegen das TSG angenommen hat, nicht als son—

‘stiger Grund angesehen werden,

Schließlich meint die Revision, entgegen der Auffassung des

Berufungsgerichts sei der Anspruch der Klägerin auf Hinter-

bliebenenrente gemäß @ 1265 Satz 1 EVO begründet, weil ihrf
der Versicherte im letzten Jahr vor seinem Tode Unterhalt

“geleistet habe, also die dritte Alternative dieser Bestimmung
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erfüllt sei° Der geschiedene Ehemann der Klägerin habe der

Klägerin offenbar auf Grund eines Dauerauftrags auf ihr

Konto bei der Kreis— und Stadtsparkasse Füssen monatlich

50,—— EM an Unterhalt überwiesen; das Ausbleben der Zah-

lungen für die Monate April_und Mai 1945 sei offensicht-
lich auf die Kriegsereignisse zurückzuführen; der Anfang

März 1945 gezahlte Unterhalt habe die Unterhaltsverpflich—

tung des Versicherten bis einschließlich 310 März 1945

gedeckt; die Monate April und Mai 1945 müßten ausscheiden;

da der Versicherte am 27„ Juni 1946 gestorben sei9 sei ein
Jahr zurückgerechnet für den letzten vorausgehenden Monat

Unterhalt geleistet werdeno— Diese Ausführungen der Revi-

sion vermögen die Entscheidung des LSG‚ daß auch die dritte

Alternative des 5 1265 Satz 1 RVO nicht erfüllt ist, nicht
in Frage zu stellen° Nach der Rechtsprechung des BSG sind

die Voraussetzungen der letzten Alternative des @ 1265 Satz 1

BVG in der Regel nur dann erfüllt‚ wenn der Versicherte an

seine frühere Ehefrau Unterhalt während des vollen Jahres—

zeitraumes vor seinem Tode geleistet hat (BSG Urt„ vom

28„6°1966 — 11 RA 288/64)„ Nur wenn besondere Umstände

gegeben sind‚ können ausnahmsweise als Unterhaltszahlungen

im letzten Jahr vor dem Tode des Versicherten auch solche

Unterhaltsleistungen angesehen werden, die sich zeitlich

auf weniger als ein Jahr erstrecken, jedoch wird voraus—

gesetzt, daß sie mit einer gewissen Regelmäßigkeit gezahlt

werden sind (BSG 20, 252 ff = SozR EVO 5 1265 Nr„ 18), d„h„

die Unterhaltsleistung für einen Monat im letzten Jahr vor

dem Tode reicht in keinem Falle aus° Selbst wenn also davon

ausgegangen werden könnte, daß die letzte Unterhaltszahlung

des Versicherten an die Klägerin, die am 9° März 1945 erfolgt

ist‚ noch in den Zeitraum des letzten Jahres vor dem Tode des

Versicherten einzurechnen ist„ so würde auch durch eine solche

Zahlung das Tatbestandsmerkmal des 5 1265 Satz 1 EVO nicht er-

füllt sein, daß der Versicherte der Klägerin im letzten Jahr

vor seinem Tode Unterhalt geleistet hat„
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Aus diesen Gründen hat das LSG die Berufung der Klägerin gegen

das Urteil des SG mit Recht zurückgewiesen„ so daß die Revision

ohne Erfolg bleiben muß°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SOC—°
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